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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die bisherige Ermächtigung zum Erlaß von Durchführungsvor- 
schriften zu den EWG-Verordnungen in § 1 Abs. 3 des Han- 
delsklassengesetzes reicht nicht aus, geeignete Bestimmungen 
zu erlassen, um die Beachtung der EWG-Verordnungen über 
Qualitätsnormen und deren Anwendung zu gewährleisten. 


B. Lösung 

Die Änderung von § 1 Abs. 3 des Handelsklassengesetzes soll 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigen, durch welche 
Verstöße gegen bestimmte in den EWG-Verordnungen selbst 
enthaltene Gebote und Verbote mit Geldbuße bis zu 20 000 DM 
bedacht werden können. 

Außerdem soll durch technische Ergänzungen das Gesetz ver- 
bessert werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. September 1970 

1/4 (IV/ 1) — 73004 — Ha 5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Handelsklassengesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen; 

1. Artikel 2 ist wie folgt zu ergänzen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. " 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren zu prüfen, ob die in dem neuen § 1 
Abs. 3 Nr. 2 vorgesehene Ermächtigung zum Erlaß von Buß- 
geldvorschriften näher konkretisiert werden kann. Es ist 
zweifelhaft, ob der Hinweis auf die „in den Verordnungen 
des Rates oder der Kommission enthaltenen Gebote oder 
Verbote"' den Anforderungen des Artikels 103 Abs. 2 und 
des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes genügt. 
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Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bundes- 
rates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2. 

Einer näheren Konkretisierung der in § 1 Abs. 3 Nr. 2 vorge- 
sehenen Ermächtigung zum Erlaß von Bußgeldvorschriften be- 
darf es nicht. Den Anforderungen des Artikels 103 Abs. 2 und 
des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes wird dadurch 
genügt, daß auf Grund des § 1 Abs. 3 Rechtsverordnungen nur 
zur Durchführung von solchen Verordnungen des Rates oder der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften über Qualitäts- 
normen, Verkaufsnormen und ähnliche Vorschriften erlassen 
werden dürfen, die einer Regelung nach dem Handelsklassen- 
gesetz entsprechen. Durch diese Einschränkung ist die Ermächti- 
gung hinreichend konkretisiert. 

Brandt 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Handelsklassengesetz vom 5. Dezember 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1303) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 werden jeweils das 
Wort „Gesundheitswesen" durch die Worte 
„Jugend, Familie und Gesundheit" ersetzt. 

2. § 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit es zur Durchführung von Verord- 
nungen des Rates oder der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften über Qualitäts- 
normen, Verkaufsnormen oder ähnliche Vor- 
schriften, die einer Regelung nach diesem Gesetz 
entsprechen, erforderlich ist, kann der Bundes- 
minister im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Jugend, Familie und Gesundheit und für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung 

1. Vorschriften nach den §§ 2 und 3 erlassen, 

2. das Zuwiderhandeln gegen bestimmte in den 
Verordnungen des Rates oder der Kommis- 


sion enthaltene Gebote oder Verbote mit 
Geldbuße bis zu 20 000 Deutsche Mark be- 
drohen." 

3. In § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 und 
in § 5 Abs. 2 Satz 2 werden jeweils vor dem Wort 
„angeboten" die Worte „zum Verkauf vorrätig 
gehalten", in § 5 Abs. 2 Satz 1 vor dem Wort „an- 
bieten" die Worte „zum Verkauf vorrätig hal- 
ten," und in § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 jeweils vor 
dem Wort „anbietet" die Worte „zum Verkauf 
vorrätig hält," eingefügt. 

4. In § 2 Abs. 2 Nr. 3 werden jeweils hinter dem 
Wort „Rechnungen" die Worte „und Lieferschei- 
nen" eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland ist auf Grund der 
EWG-Verordnungen [vgl. z. B. Artikel 8 Abs. 2 der 
VO (EWG) Nr. 158/66] verpflichtet, geeignete Be- 
stimmungen zu erlassen, um die Beachtung der 
EWG-Verordnungen über Qualitätsnormen und de- 
ren Anwendung zu gewährleisten. Die bisherige Er- 
mächtigung zum Erlaß von Durchführungsvorschrif- 
ten zu den EWG-Verordnungen in § 1 Abs. 3 des 
Gesetzes reicht hierzu nicht aus, da sie es — auch 
in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes — 
nicht ermöglicht, Verstöße gegen die in den EWG- 
Verordnungen selbst enthaltenen Gebote und Ver- 
bote mit Bußgeld zu bedrohen. Die Neufassung des 
§ 1 Abs. 3 soll diese Lücke schließen. 

Der Gesetzentwurf enthält außerdem einige tech- 
nische Ergänzungen, die sich als zweckmäßig er- 
wiesen haben. 


II. Einzelheiten 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Mit dieser Änderung wird die überholte Bezeich- 
nung „Bundesminister für Gesundheitswesen" durch 
die neue Bezeichnung „Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit" ersetzt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die in § 1 Abs. 3 des Handelsklassengesetzes ent- 
haltene Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen wird entsprechend dem unter I. der Begrün- 
dung dargelegten Notwendigkeiten um die unter 
Nummer 2 neu eingeführte Ermächtigung erweitert. 
Im übrigen bleibt der sachliche Gehalt der bisheri- 
gen Ermächtigung unverändert. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

In der EWG-Verordnung über Vermarktungsnormen 
für Eier (VO Nr. 1619/68 EWG des Rates vom 15. Ok- 
tober 1968, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 258/1) sowie in der in Vorbereitung 
befindlichen EWG-Verordnung über Vermarktungs- 
normen für Schlachtgeflügel wird unter dem Begriff 
Vermarktung auch das „Zum-Verkauf-vorrätig- 
Halten" verstanden. Diese Erweiterung des Ver- 
marktungsbegriffs beruht auf der Erfahrung, daß es 
in vielen Fällen nicht möglich ist zu unterscheiden, 
ob eine Ware angeboten oder nur zum Verkauf vor- 
rätig gehalten wird. Damit die Beachtung der EWG- 
Verordnungen, die diesen weiten Vermarktungs- 
begriff enthalten, mit den Mitteln des Handels- 
klassengesetzes durchgesetzt werden kann, ist es 
erforderlich, in dem Gesetz ebenfalls den Begriff des 
Zum-Verkauf-vorrätig-Haltens aufzunehmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

§ 2 Abs. 2 Nr. 3 schreibt lediglich für Rechnungen 
die Angabe der Handelsklasse vor. Besonders in der 
Kartoffelwirtschaft ist es jedoch vielfach üblich, daß 
nur ein „Lieferschein" die Ware begleitet und die 
Rechnung (meistens für mehrere Lieferungen) erst 
später folgt. Dem Zweck der Vorschrift entsprechend 
— Erleichterung der Überwachung — muß daher die 
Pflicht zur Angabe der Handelsklasse auch auf die 
Lieferscheine erstreckt werden. 

III. Kosten 

Das Änderungsgesetz verursacht für den Bund und 
die Länder keine zusätzlichen Kosten. 

IV. Preiswirkungsklausel 
Das Gesetz hat keinerlei Äuswirkungen auf Preise. 
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